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S-BAHN/SIEDLUNG

Berner S-Bahn/Siedlung -
Eine Chance für die Wirtschaft
und die Umwelt
Ruedi Meier, Dr. oec., wissenschaftlicher Mitarbeiter BVED (Bau-, Verkehrs- und

Energiedirektion)

In Ergänzung zur Berner s-Bahn hat der Grosse Rat verlangt, dass die
Auswiikungen des zusätzlichen Angebotes des öffentlichen Verkehrs unter'
sucht und Iankierende Massnahmen erarbeitet werden. Mit dem Bericht
Berner S -Bahn/Siedlung des Regierun gsrates konnte am 2 5. }ldärz 1992 der
Auftrag des Grossen Rates erfüllt werden. Neben einer Analyse der regio-
nalwirlschaftlichen Auswirkungen der Berner S-Bahn werden darin Wege

atfgezeigt, damit die geplanten Investitionen in den öffentlichen Verkehr
mOgtictrst positive wirtschaftliche und ökologischlEffekte nach sich ziehen.

am rr. No-vember 1992 hat der Grosse Rat vom Bericht s-Bahn/siedlung
Kenntnis genommen und in ntanzig Anträgen konkreten Massnahmen
zugestimmt.

Auswirkungen der S-Bahn in vier
Szenarien

Die zu erwartenden Auswirkungen des
zusätzlichen Verkehrsangebotes bis
zum Jahr 2005, insbesondere des S-
Bahn-Angebotes, auf Wirtschaft, Sied-
lung und Umwelt sind für sich alleine
betrachtet als relativ gering zu be-
zeichnen. Es wird deshalb gar nicht
der Versuch unternommen, die isolier-
ten Effekte des öffentlichen Verkehrs
beziehungsweise der Berner S-Bahn
zu beschreiben. Vielmehr wird davon
ausgegangen, dass parallel zur Auf-
wertung des öffentlichen Verkehrs-
angebotes der kantonale Handlungs-
spielraum in der Siedlungs-, Verkehrs-
und Umweltpolitik unterschiedlich ge-
nutzt werden kann und damit erst ent-
scheidende Auswirkungen entstehen.

Diese Möglichkeiten sind in vier Zu-
kunftsbildern oder Szenarien unter-
sucht worden. ln plausibler Form zei-
gen sie auf, welche Effekte zu erwarten
sind, wenn bei gleichbleibenden Rah-
menbedingungen der kantonale/kom-
munale Handlungsspielraum unter-
schiedlich ausgeschöPft wird'

lm folgenden wird kurz auf die ange-
nommenen Rahmenbedingungen der
Szenarien eingegangen und der kanto-
nale Handlungsspielraum aufgezeigt,
um dann die wichtigsten Ergebnisse
der Auswirkungen in vier Szenarien
darzulegen.

Die Annahmen der vier Szenarien

Wachsende Wirtschaft und
Bevölkerung im Kanton Bern

- Zunahme des Bruttosozialproduktes
(BSP pro Kopf um 1,5-2 Prozent Pro
Jahr)

- Wachsender Dienstleistungssektor,
steigender lnnovations- und Spezia-
lisierungsdruck in Gewerbe u.nd ln-
dustrie bei stabiler beziehungswei-
se leicht abnehmender Beschäfti-
gungslage, Rückgang des ersten
Sektors

- Zunehmende internationale und na-
tionale Standortkonkurrenz

- Zunahme der Bevölkerung um
65 000 Personen oder 7 Prozent im
Gleichschritt zur schweizerischen
Entwicklung

Zukünftiges Angebot und zukünfti-
ge Nachfrage von Bruttogeschoss-
flächen für Arbeitsplätze im S-Bahn-
Perimeter

- Nachfrageseitig wird mit einem zu-
sätzlichen Bruttogeschossflächen-
bedarf für bereits vorhandene Ar-
beitsplätze von rund 3 bis 3,5 Millio-
nen m2 gerechnet (heute: 27 Millio-
nen m2, ganzer Kanton). Dabei
resultiert diese Zunahme vor allem
aufgrund der bestehenden Arbeits-
plätze,

- Angebotsseitig ist im Einzugsbe-
reich der S-Bahn-Haltestellen (300

respektive 500 m Fussgänger-
distanz) ein Potential von rund 3,7
Millionen m2 Bruttogeschossfläche
vorhanden. Ausserhalb der S-Bahn-
Stationsgebiete, aber innerhalb des
S-Bahn-Perimeters (das heisst in
den Zwischenräumen) steht eine
Reserve von 2,9 Millionen m2 Brutto-
geschossflächen. für das Arbeiten
zur Verfügung.

Ein Vergleich der Nachfrage mit dem
Angebot der zukünftigen Arbeitsflä-
chen zeigt, dass neue Arbeitsplätze so-
wohl an den Haltestellen der S-Bahn,
aber auch fernab der S-Bahn angesie-
delt werden können.

Wohnflächenpotentiltl im S-Bahn-
Perimeter

- lm S-Bahn-Perimeter wird nachfra'
geseitig mit einer Zunahme von 4,5
Millionen m2 Bruttogeschossfläche
gerechnet.
Wiederum ist der grösste Teil der zu-
sätzlichen Nachfrage auf die ansäs-
sige Bevölkerung mit wachsenden
Flächenansprüchen urid nicht auf
das Bevölkerungswachstum zurück-
zuführen.

- lm Einzugsbereich der S-Bahn-Hal-
testellen steht ein Potential von 2,8
Millionen m2 Bruttogeschossfläche
für das Wohnen zur Verfügung. Da-
mit kann mehr als die Hälfte der zu-
künftigen WohnansPrüche im S-

Bahn-Perimeter abgedeckt werden.
Noch grösser ist das Wohnpotential
ausserhalb der S-Bahn-Haltestellen :

Bei 6,6 Millionen m' Bruttoge-
schossfläche für das Wohnen könn-
te das gesamte zusätzliche Wachs-
tum fernab der S-Bahn-Haltestellen
vonstatten gehen.

lnsgesamt dürfen die Annahmen zur
zukünftigen Wirtschafts- und Bevölke-
rungsentwicklung als realistische,
längerfristig ausgerichtete Planungs-
werte bezeichnetwerden. Sie entspre-
chen mittleren Prognosen für die
Schweiz.

Die zukünftigen Flächenansprüche
können für das Arbeiten, aber auch
weitgehend für die Wohnbedürfnisse
im Umfeld S-Bahn-Haltestellen abge-
deckt werden. Es ist aber auch mög-
lich, dass das zukünftige Flächen-
wachstum für Arbeiten und Wohnen
fernab der S-Bahn-Haltestellen statt-
findet und damit gravierende Auswir-
kungen auf die zukünftigen Mobilitäts-
bedürfnisse hat. Zwangsläufig werden
Strukturen geschaffen, die einen
wachsenden Anteil an motorisiertem
lndividualverkehr nach sich ziehen' Es

wird deshalb entscheidend sein, in-
wiefern es gelingt, das zu erwartende
Wachstum in geordnete Bahnen zu

lenken und damit möglichst optimale
Synergieeffekte zwischen S-Bahn-
Konzept und Siedlungsentwicklung
zum Wohle der Umwelt und der Wirt-
schaft zu erreichen.

Der kantonale
Handlungsspielraum:
die strategischen OPtionen

Der Kanton verfügt - teilweise in Zu-
sammenarbeit mit den Gemeinden - in
den Bereichen Siedlung, Verkehr und
Umwelt über einen erheblichen Hand-
lungsspielraum. Die spezifische Nut-
zung dieses Handlungsspielraumes
entscheidet, welche Wirkungen sich
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vom geplanten Verkehrsangebot bis
zum Jahr 2005 entfalten werden. lm
einzelnen kann auf folgende Elemente
verwiesen werden:

Siedlung

- Festlegen der Bau- und Bauzonen-
politik in Abstimmung mit dem öf-
fentlichen Verkehr

- Verdichtetes Bauen und Siedlungs-
erneuerung

- Verteilung der Arbeitsplätze im
Raum in Zusammenarbeit mit den
Gemeinden: Grad der räumlichen
Konzentration und der Nutzung im
Bereich S-Bahn-Haltestellen sowie
den übrigen Gebieten. Sektorielle
Schwerpunkte durch Festlegung der
Nutzungszonen

- Grad derVerdichtung, insbesondere
im Einzugsbereich der S-Bahn-Hal-
testellen

- Rämliche Verteilung des Wohnungs-
angebotes; Beeinflussung der
Wohn-Standorte, zum Beispiel in
der Nähe der S-Bahn-Haltestellen

- Steuerausscheidung und Finanz-
ausgleich

Verkehr

- Koordination öffentliches und priva-
tes Verkehrsangebot

- Weiterentwicklung des Nahver-
kehrsnetzes

- Neue Haltestellenfy'erlegung von
Haltestellen

- Lokalisierung und Unterstützung
von P+R- und B+R-Anlagen

Umwelt

- Umweltorientierte Parkplatzpolitik
- Verkehrsberuhigungsmassnahmen

Die Auswirkungen
in vier Szenarien

Szenarien lassen sich grundsätzlich in
beliebiger Zahl entwerfen. Für den Be-
richt Berner S-Bahn/Siedlung sind vier
Varianten skizziert worden, die als po-
litisch relevant betrachtet werden und
deren Realisierung nicht zum vornher-
ein ausgeschlossen werden kann. Die
vier Szenarien variieren dabei in der
unterschiedlichen Ausschöpfung des
kantonalen und kommunalen Hand-
lungsspielraumes.

lm folgenden werden die wichtig-
sten strategischen Ansatzpunkte und
einige Auswirkungen für die vier Sze-
narien kurz dargestellt. Vertiefende
Ausführungen sind dem Bericht S-
Bahn/Siedlung zu entnehmen.

Vier Szenarien der Berner S-Bahn

Szenario 3
Umsteigen

Szenario 2
Schweryunkte

Szenario 4
Wachstums-
stopp

Szenario 1

Trend

t- ..______
a
a
a

I
----1

I

--F I
I

Rahmenbedingungen

Wirtschafts-
entwicklung

Bevölkerung

ÖV-Verkehrspolitik

L _J

r

-'1

Handlungst arianten/
Magsnahmen

Siedlungspolitik

lV-Verkehrspolitik

a

a

a

--4---------1--Jaal
al

-t- I
Auswirkungen I

I

wächst, ÖV-Anteit sinh

starke Zusaubelastung

Wirtschaft
(S-Bahn-Gebiet)

Siedlung

Verkehr

Umwelt

a

L )

Szenario Thend

Die disperse Siedlungsentwicklung
läuft weiter. lm Szenario Trend handelt
es sich nicht eigentlich um eine geziel-
te Strategie. Vielmehr läuft der beste-
hende Trend weiter. An zentralen La-
gen mit guter öV-Erschliessung wird
praktisch keine zusätzliche Fläche für
Arbeitsplätze oderfür das Wohnen be-
reitgestellt, beziehungsweise es ist
keine verfügbar. Weitere Arbeitsplatz-
auslagerungen aus den Zentren finden
statt, und diese sind weitgehend auf
den motorisierten lndividualverkehr
angewiesen. Die disperse Siedlungs-
entwicklung kann von der S-Bahn nur
teilweise erschlossen werden. Es wer-

den keine koordinierten Massnahmen
für eine Abstimmung der Siedlungs-
entwicklung mit der Verkehrsentwick-
lung ergriffen. Die ökologischen und
wirtschaftlichen Chancen einer S-
Bahn können nicht voli ausgeschöpft
werden.

Szenario Schwerpunkte

lm Szenario Schwerpunkte findet mit
Hilfe von siedlungsplanerischen und
verkehrspolitischen Anstrengungen
eine Konzentration des Arbeitsflä-
chenwachstums und der zusätzlichen
Wohnflächen an den Knotenpunkten
des öffentlichen Verkehrs statt. Hinge-
gen werden in den Zwischenräumen

BSP/Kopt nimmt zu, wachsender Dienstleistungssekor

Schweiz 7.1 Mio., lGnton Bern rund +65'000

a

S-Bahn Grundangebot, Bahn+Bus 2OOO, Ausbau Nahverkehr

Raum für ESP (Büros) wird
geschaffen, Verdichtungen bei
OV-Haltestellen

Nur sehr wenig zentraler Briro-
raum wird verfügbar gemacht,
ESP scheitem

a
a

a
a

a
a

Konsequente Auszo-
nungen in ÖV-femen
Zonen

Restriktive Parkplatzpol itik,
Verkehrsberuhigung,
keine Ausbauten

höheres Volkseinkommen Entwicklung behindert

dezentral konzentriert

wächst leicht, Öv-Anteil hoch

im Vergl. zu

Beschränkungen im MIV
werden kaum erlassen,
ParkpläEe nicht vermindert.
Einige Strassenausbauten

dispers
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des Berner Mittellandes keine restrikti-
ven Massnahmen ergriffen, so dass
eine disperse Entwicklung weiterhin
möglich bleibt. Das öffentliche Ver-
kehrssystem und die S-Bahn sind ein
Mittel des wirtschaftlichen Wachs-
tums; positive Umwelteffekte können
aber nur beschränkt realisiert werden.

Szenario Umsteigen

Das Szenario Umsteigen verfolgt die
Konzentration in den Haupt-, Mittel-
und Regionalzentren wie im Szenario
Trend, und gleichzeitig werden flankie-
rende Massnahmen ergriffen. lm Vor-
dergrund stehen eine restriktive Park-
platzbewirtschaftung in den Zentren,
wie es aufgrund der Luftreinhalte-
massnahmen verlangt wird, aber auch
klarere Rahmenbedingungen für de-
zentralere Gemeinden mit einer eher
schwachen öffentlichen Verkehrs-
erschliessung. lm Szenario Umsteigen
übernimmt die S-Bahn eine bedeuten-
de wirtschafts-, siedlungs- und um-
weltpolitische Rolle. Längerfristig ist
ein echter Beitrag zur Reduktion der
Umweltbelastungen zu verzeichnen.

Szenario WachstumsstoPP

lm Szenario WachstumsstoPP wird
zentral, teilweise aber auch dezentral
die weitere Zunahme von Wohn- und
Arbeitsplätzen verhindert. Eine Ab'
stimmung auf die S-Bahn findet nicht
statt, sie spielt weder wirtschaftlich
noch umweltpolitisch eine tragende
Rolle. Diese Strategie hiesse für Bern,
dass sich der wirtschaftliche Abstieg
in die Nationalliga B durchsetzen
würde.

Die Zielsetzungen
Berner S-Bahn/Siedlung

Mit einer dezentral konzentrierten
Siedlungsentwicklung soll die dezen-
trale Struktur des Kantons Bern erhal-
ten werden, gleichzeitig wird aber eine
Stärkung der regionalen Zentren ange-
strebt, damit die einzelnen Regionen
auch lebensfähig bleiben. Der Bericht
beschränkt sich aber nicht nur auf den
S-Bahn-Perimeter, sondern befasst
sich auch mit den übrigen Regionen
des Kantons. Eine ausgeglichene re-
gionale Entwicklung des gesamten
Kantonsgebietes wird angestrebt, und
entsprechende Massnahmen werden
vorgeschlagen.

ln einem zweiten Punkt werden die
Konzepte Berner S-Bahn und Bahn
2000 als Rückgrat einer umweltfreund-
lichen Entwicklung des Kantons Bern
postuliert. Wichtige Funktionen wie
Arbeiten, Wohnen, Einkaufen, Freizeit,
Gesundheit und Soziales sollen soweit

als möglich an den KnotenPunkten
und im gut erschlossenen Einzugsbe-
reich des öffentlichen Verkehrs kon-
zentriert werden. Damit wird eine Um-
lagerung auf den öffentlichen Verkehr
angestrebt, wie dies ebenfalls in den
lufthygienischen Massnahmenplänen
vorgesehen ist. Gleichzeitig will der
Regierungsrat auch eine weitere wirt-
schaftliche Entwicklung des Kantons
ermöglichen und damit die Wirt-
schaftskraft des Kantons Bern stärken.

Siedlungspolitische Massnahmen
als Gas- und Bremspedal

Überprüfung und Abstimmung
der Ortsplanungen

ln Zukunft sollen die Ortsplanungen
vermehrt auf die Grundsätze einer de-
zentral konzentrierten Entwicklung
und auf das öffentliche Verkehrs-
system als Rückgrat der Siedlungs-
entwicklung ausgerichtet werden.
Konkret wird vorgeschlagen, dass die
Ortsplanungen im Rahmen der laufen-
den Revisionen auf die Erschliessung
mit öffentlichem Verkehr zu überprü-
fen sind. lm Umfeld von gut erschlos-
senen Haltestellen des öffentlichen
Verkehrs sollen Nutzungsverdichtun-
gen und allenfalls Einzonungen vorge-
nommen werden, sofern die Verfüg-
barkeit des Bodens sichergestellt ist'
Bei Einzonungen sind nach Möglich-
keit im gleichen Umfang Auszonungen
vorzunehmen,

ln Gebieten, die vom öffentlichen
Verkehr weniger gut erschlossen sind,
sollten Auszonungen angestrebt wer-
den. Wo solche Gebiete sowohl im öf-
fentlichen wie im privaten Verkehr un-
genügend erschlossen sind, ist in der
Regel für die Gemeinden mit keinen
Kostenfolgen zu rechnen.

Bewusst will der Berner Regierungs-
rat verhindern, dass eine spezielle
Welle von Ortsplanungsrevisionen
aufgrund der postulierten Erschlies-
sungskriterien ausgelöst wird. Falls
die Ortsplanungen vor kurzer Zeit revi-
diert wurden, ist die nächste Revision
abzuwarten, um eine bessere Koordi-
nation der Siedlungsentwicklung mit
dem Verkehrssystem zu erreichen.
Vielmehr werden länger{ristige, dafür
aber umso nachhaltigere Wirkungen
angestrebt. Mittels klaren Rahmenbe-
dingungen sollen die Gemeinden ge-
stärkt werden,

Gezieltes verdichtetes Bauen
an S-Bahn-Haltestellen

Die grossen Potentiale für verdichtetes
Bauen an S-Bahn-Haltestellen sollen
ausgenutzt werden. Dabei sind ver-
schiedene Hindernisse wie langwie-
rige Entscheidungsprozesse aufgrund
der vielmals komplexen Verhältnisse
(teilweise zu starre Bau- und Planungs-
vorschriften, Konflikte mit dem Orts-
und Heimatschutz und den Naherho-
lungsnutzungen) gezielt anzugehen.
Zudem privilegieren tiefere Boden-
preise und einfachere Entscheidungs-
prozesse nach wie vor das Bauen auf
der grünen Wiese. Der Bau- und Pla-
nungssektor muss in den kommenden
Jahren die Herausforderung <verdich-
tetes BauenD offensiv angehen.

Konkret wird vorgeschlagen, dass
die lnformation, Beratung und Motiva-
tion über das verdichtete Bauen zu in-
tensivieren sind, Gezielte Dokumenta-
tionen über Erfahrung und Vorgehens-
weisen sind zuhanden des Bau- und
Planungssektors zu erarbeiten. Weiter
sind die Gemeinden zu motivieren,
dass sie die Möglichkeiten der Er-

schliessungspflicht, vor allem in Bau-
zonen, rund um die gut erschlossenen
Haltestellen des öffentlichen Verkehrs
wahrnehmen. Ebenfalls sind die Mög-
lichkeiten von Baulandumlegungen
(kantonales Baulandumlegungsde-
kret) vermehrt wahrzunehmen.

... und neue Massnahmen

Mit einer Baupflicht möchte man in be-
gründeten Fällen gegen die Bodenhor-
tung ankämpfen. Falls der Baupflicht in
einer bestimmten Frist nicht nachge-
kommen wird, kann ein Enteignungs-
verfahren eingeleitet werden. Zudem
werden minimale Ausnutzungsziffern
sowie steuerliche Anreize ins Auge ge-
fasst: lm Umkreis der S-Bahn-Halte-
stellen ist der unüberbaute Boden in
den Bauzonen zum Verkehrswert statt
zum Ertragswert zu versteuern.

Dezentrale Konzentration
der Arbeitsplätze

ln Zusammenarbeit mit den Gemein-
den bemüht sich der Kanton Bern seit
einiger Zeit, sogenannte wirtschaftli-
che Entwicklungsschwerpu nkte an gut
erschlossenen Standorten mit öffentli-
chem Verkehr nicht nur auszuschei-
den, sondern konkret für die Nutzung
von Arbeitsplätzen zu mobilisieren.
Dabei wird unter anderem den Ar-
beitsplätzen der Bundesverwaltung
eine Schlüsselrolle zugewiesen. An
geeigneten und gut erschlossenen S-
Bahn-Haltestellen sowie an Schnell-
zugs-Haltestellen sollen Umlagerun-
gen und Neubauten vorgenommen
werden.

I lnformation RPA/OAT 1i93
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Wohnbauförderung auf gute
Erschliessung mit öffentlichem
Verkehr abstimmen

Das Wohnungsangebot soll weiterhin
primär Sache der Privaten bleiben.
lmmerhin sind aber mit geeigneten
Rahmenbedingungen über die Bau-
und Planungsgesetzgebung sowie die
Wohnbauförderung neue lmpulse zu
setzen.

lm Vordergrund steht die zweckmäs-
sige Ausscheidung von Wohnnutzun-
gen entlang der S-Bahn-Haltestellen.
Es sind Verdichtungen der Wohnnut-
zung an geeigneten Standorten im
Umkreis der gut erschlossenen Halte-
stellen des öffentlichen Verkehrs, in
bestehenden Wohnquartieren und in
unüberbauten Arealen vorzunehmen.
Die Konzentration der Wohnnutzung
hat nach Möglichkeit in Fussgänger-
distanz von rund 500 Metern zu den
Haltestellen zu erfolgen. Unüberbaute
Wohnzonen mit grösseren Distanzen
sollten ausgezont werden.

Konkret soll aber auch die Verbesse-
rung des Wohnangebotes an Stand-
orten mit guter öffentlicher Verkehrs-
erschliessung, vor allem aber auch die
Sicherstellung der Erschliessung und
des Baulandangebotes an diesen
Standorten in Zusammenarbeit mit
Gemeinden und potentiellen Bauträ-
gern an die Hand genommen werden.
Vom Regierungsrat ist dazu ein spe-
zielles Projekt Wohnstandorte lanciert
worden.

ln Zukunft soll die Wohnbau- und Ei-
gentumsförderung vermehrt auf die
Ziele der Orts-, Regional- und Landes-
planung ausgerichtet werden, Dies
heisst, dass die dezentral konzentrier-
te Siedlungsstruktur von der Wohn-
bauförderung aktiv zu unterstützen ist.
Dabei ist den höheren Landkosten im
Umkreis der Haltestellen des öffentli-
chen Verkehrs vermehrt Rechnung zu
tragen.

lnf rastrukturverträge als M ittel
einer Konsenspolitik

lm Kanton Bern bestehen bereits ge-
setzliche Möglichkeiten, die Grund-
eigentümer an den Erschliessungs-
kosten zu beteiligen. Ebenfalls kann
ein Ausgleich von Planungsvorteilen
vorgenommen werden. Es können
Verträge mit den Grundeigentümern
über die Abschöpfung von Planungs-
vorteilen abgeschlossen werden.

Die beiden lnstrumente sind in viel-
fältiger Form in den letzten Jahren von
zahlreichen Berner Gemeinden ange-
wandt worden. Der Regierungsrat be-

kundet die Absicht, diese Möglichkeit
weiter auszuschöpfen, wobei die S-
Bahn-Standorte ihre Konkurrenzfähig-
keit nicht einbüssen dürfen. Es sollen
entsprechende Richtlinien für einen
effizienten Vollzug ausgearbeitet wer-
den, Ebenfalls besteht die Absicht, die
Beratungstätigkeit auszubauen.

Verkehrspolitische Massnahmen

Abstimmung öffentlicher Verkehr *
Strassenbau

ln den vergangenen Jahren ist der
Strassenbau und der Ausbau des öf-
fentlichen Verkehrsnetzes gleichzeitig
gefördert worden. Diese Angebots-
politik ist unter anderem eine Ursache
für das ungehemmte Verkehrswachs-
tum. Die Ziele der Raumplanung und
des Umweltschutzes spielten eine un-
tergeordnete Rolle. Seit 1985 verlangt
das kantonale Strassenbaugesetz,
dass der Staat und die Gemeinden ihre
Strassenplanung auf den gesamten
Verkehr ausrichten müssen. Zudem
muss dem Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen, den Bedürfnissen
von Bevölkerung und Wirtschaft sowie
den Grundsätzen der Raumplanung
Rechnung getragen werden. Konkret
sollen deshalb Umfahrungsstrassen
und Zubringerstrassen vermehrt auf
die Konkurrenzsituation mit dem öf-
fentlichen Verkehrssystem überprüft
werden und auf eine lntegration in das
Gesamtverkehrssystem abgestimmt
werden,

Weiterentwicklung des öffentlichen
Nahverkehrsnetzes

Damit das S-Bahn-Netz voll zum Tra-
gen kommt, ist eine lntegration des
Nahverkehrsnetzes (Ortsverkehr inkl.
Zubringerverkehr) anzustreben. ln der
Stadt Bern, aber auch weiteren Ge-
meinden sind entsprechende projekte
bereits angelaufen.

Aufvrertu ng von S-Bahn-stationen

Zukünftig sollen die Haltestellen des
öffentlichen Verkehrs und die Sied-
lungsgestaltung besser aufeinander
abgestimmt werden. Die bestehenden
Haltestellen sollen funktionell aufge-
wertet werden, Allerdings können nur
dort Haltestellen verlegt beziehungs-
weise neu geschaffen werden, wo ein
genügend grosses Passagieraufkom-
men erwartet werden kann, Die Attrak-
tivität des S-Bahn-Systems darf nicht

herabgesetzt werden, das heisst, Rei-
sezeitverlusten durch neue Haltestel-
len müssen entsprechende Vorteile
gegenüberstehen. Konkret steht die
städtebauliche und raumplanerische
lntegration der Haltestellen sowie die
Ausstattung der Haltestelle mit Ein-
richtungen wie Kiosk, Läden und
Dienstleistungen im Vordergrund.
Ebenfalls soll der Langsamverkehr ver-
mehrt auf die Haltestellen ausgerichtet
werden. Vor allem sind die Möglich-
keiten für Veloabstellplätze und even-
tuell Park-and-Ride- sowie Taxistand-
plälze zu verbessern.

Park-and-Ride- und Bike-and-Ride-
Anlagen

lm Kanton Bern besteht die Möglich-
keit, Park-and-Ride-Anlagen für Autos
und Velos zu unterstützen. Dabei istfür
den Vollzug festgelegt worden, dass
der Kanton dezentrale Park-and-Ride-
Anlagen mit möglichst kurzen Fahrt-
strecken für den motorisierten lndivi-
dualverkehr unterstützen will. Die not-
wendigen Anlagen sollen entlang der
Durchmesserlinien nach Möglichkeit
bis zur lnbetriebnahme der S-Bahn
realisiert werden. Gleichzeitig werden
Veloplätze an dezentraler und zentraler
Lage unterstützt.

Umweltmassnahmen

Die Umweltmassnahmen im Bereich
Luftreinhalteverordnung und Lärm-
schutzverordnungen werden im Be-
richt Berner S-Bahn/Siedlung nur sum-
marisch behandelt. Abgestützt auf die
Anforderungen der Luftreinhaltever-
ordnung wird verlangt, dass die Mass-
nahmen zur Luftreinhaltung und die
Lärmschutzmassnahmen gleichzeitig
und in enger Abstimmung mit der Ber-
ner S-Bahn realisiert werden. lm Vor-
dergrund stehen dabei eine Parkplatz-
bewirtschaftung (Regelungen zur
Menge sowie Parkplatzabgaben) und
Nutzungsprioritäten bei den Verkehrs-
flächen für den öffentlichen Verkehr in
den Agglomerationen.

Der Bericht Berner S-Bahn/Siedtung
kann bezogen werden bei Frau
Marianne Moser, Telefon 031 69J914,
BVED, Reiterstrasse 11, 3011 Bern.
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